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Beisetzung mit 
rauschendem Fest 
MITTELMEERUNION Kanzlerin Merkel will Präsident 
Sarkozy symbolisch abspeisen 

Von Thomas Gutschker 

Dass Angela Merkel und Nicolas Sarko-
zy wieder miteinander reden, haben sie 
Anfang der Woche in Hannover bewie-
sen – mit einem Tête-à-Tête bei 
Lammrücken, Grünkohl und Bratkar-
toffeln. Ob sie einander aber auch ver-
standen haben, wird sich erst bei einem 
Abendessen am kommenden Donners-
tag herausstellen. Dann wollen beide 
beim Brüsseler Frühjahrsgipfel ihren 
EU-Kollegen eine gemeinsame Initiati-
ve zur Mittelmeerunion präsentieren – 
jenem Thema, das den Unterhändlern 
aus Berlin und Paris seit Monaten auf  
den Magen schlägt.  

Zwar besteht nach Darstellung der 
Bundesregierung kein Zweifel daran, 
dass der Streit im Grundsatz nach dem 
hannoverschen Mahl ausgeräumt ist. 
Immerhin haben Merkel und Sarkozy 
anschließend einmütig erklärt, dass die 
Mittelmeerunion ein Projekt aller 27 
EU-Mitglieder sein soll, kein exklusives 
Projekt der Anrainer. Doch stiftete 
schon zwölf  Stunden später der franzö-
sische Premierminister François Fillon 
neue Verwirrung: Deutschland werde 
nur „assoziiertes Mitglied“ sein, sagte 
er in einem Radiointerview, schließlich 
sei „unbestreitbar, dass Frankreich di-
rektere Interessen hat als Deutsch-
land“. Genau das hatte Merkel eigent-
lich ausschließen wollen – und ihre 
Presseleute bemühten sich sogleich, 
Fillons Äußerungen herunterzuspielen. 

Für professionelle Beobachter der 
deutsch-französischen Beziehungen 
wirkt das Hin und Her hingegen wie 
ein Déjà-vu-Erlebnis. „Beim vorletzten 
Treffen im Dezember gab's schon mal 
eine Einigung. Aber 48 Stunden später 
waren beide Seiten wieder bei ihren al-
ten Positionen angelangt“, sagt Daniela 
Schwarzer, Frankreich-Expertin der 
Stiftung Wissenschaft und Politik in 
Berlin. Am Nikolaustag hatten sich Sar-
kozy und Merkel in Paris über das 
Lieblingsprojekt des Franzosen aus-
getauscht. Wie heute hieß es damals, 
beide Seiten würden einen gemein-
samen Vorschlag präsentieren, Mei-
nungsverschiedenheiten gebe es nicht. 
Doch sprach Frankreich fortan von vol-
len Mitgliedern und Beobachtern – was 
Deutschland als Zweiklassengesell-
schaft in der EU ablehnt. 

Unzufrieden mit Barcelona 
Das ist kein kleiner Konflikt, sondern 
einer mit enormer Sprengkraft. Vom 
„ernstesten deutsch-französischen Pro-
blem seit Nizza“ spricht Martin Koop-
mann, Experte für die wechselseitigen 
Beziehungen bei der Deutschen Gesell-
schaft für Auswärtige Politik (DGAP). 
Beim EU-Gipfeltreffen von Nizza im 
Jahr 2000 hatte der offene Streit zwi-
schen den damaligen Regierungschefs 
Chirac und Schröder zu einem Re-
formvertrag geführt, der später von al-
len Seiten als unzulänglich betrachtet 
wurde. „Wir haben eigene Interessen 
und einen eigenen Anspruch auch in 
der Mittelmeerregion, schon wegen 
des offenen Binnenmarktes“, erläutert 
Koopmann. Deshalb müsse die Zusam-
menarbeit mit den südlichen Anrainer-
staaten auch im gesamteuropäischen 
Handlungsrahmen bleiben.  

Dieser Rahmen existiert seit 1995 als 
„euromediterrane Partnerschaft“. Auf  
einer Konferenz in Barcelona verpflich-
teten sich alle (zwölf ) damaligen EU-
Staaten und die anderen Mittelmeer-
anrainer darauf, einen „Raum des Frie-
dens, der Stabilität und des gemein-

samen Wohlstands zu schaffen“. Zwei 
dieser Staaten – Malta und Zypern – 
sind seit 2004 volle EU-Mitglieder ge-
worden. Mit den anderen ist die EU 
über Assoziierungsabkommen und Ak-
tionspläne im Zuge ihrer Nachbar-
schaftspolitik verbunden. Im Unter-
schied zu den osteuropäischen Nach-
barn der EU verfügen sie jedoch über 
keine Beitrittsperspektive. 

Mit den bisherigen Ergebnissen des 
„Barcelona-Prozesses“ ist Berlin so we-
nig zufrieden wie Paris. Allerdings set-
zen beide Seiten in ihrer Kritik unter-
schiedliche Akzente. Frankreich will 
vor allem die Zusammenarbeit zwi-
schen den Regierungen stärken, um 
gemeinsam gegen illegale Migranten 
vorzugehen, die Umwelt zu schützen 
und den Handel anzukurbeln. Dabei 
geht es nicht nur um europäische, son-
dern um genuin französische Interes-
sen. Sowohl mit Libyen als auch mit 
Marokko hat Sarkozy milliardenschwe-
re Verträge zur Lieferung von Atom-
kraftwerken geschlossen. 

Gründungsgipfel in Marseille 
In Berlin sind diese Alleingänge des 
französischen Präsidenten mit Nase-
rümpfen aufgenommen worden. Die 
eigentlichen Herausforderungen sehen 
Fachleute jedoch weniger im wirt-
schaftlichen Bereich. „Die erhofften 
Fortschritte in der Demokratisierung 
und bei der Stärkung der Zivilgesell-
schaft sind ausgeblieben“, urteilt Barba-
ra Lippert vom Institut für Europäische 
Politik. Die Mittelzuweisung spricht ei-
ne klare Sprache. Von den 16 Milliar-
den Euro, die in der laufenden Finanz-
planung (2007 bis 2013) im EU-Haus-
halt vorgesehen sind, ist nur ein Bruch-
teil für politische Reformen ver-
anschlagt. „Sarkozy hat mit der Mittel-
meerunion ein falsches Signal der Be-
ruhigung an die Partnerländer gesen-
det“, meint Lippert. 

Was aber bleibt vom ursprünglichen 
Konzept nach dem Treffen in Hanno-
ver? Merkel hat in ihrer öffentlichen 
Stellungnahme nur zugestanden, dass 
der Barcelona-Prozess qualitativ fort-
entwickelt werde und künftig Mittel-
meerunion heißen solle. Details müss-
ten mit den EU-Partnern erörtert wer-
den – beim Abendessen eben. „Das 
wirkt wie ein Begräbnis, wir wissen 
nur noch nicht, welcher Klasse“, sagt 
Lippert. Auch DGAP-Experte Koop-
mann mag nur einen Impuls für ein, 
zwei zusätzliche Projekte erkennen, die 
schnell umgesetzt werden könnten.  

Dass die französischen Erwartungen 
weiter reichen, hat Regierungschef  Fil-
lon mit einem Hinweis auf  das Vorbild 
des Ostseerats zu erkennen gegeben. 
Dieser Zusammenschluss der Ostsee-
anrainer von 1992 verfügt über abge-
stufte Mitgliedschaften – Deutschland 
ist Vollmitglied, Frankreich nur Beob-
achter – und ein eigenes Sekretariat. 
Politisch ist er jedoch weitgehend be-
deutungslos geworden, seitdem alle 
vollen Mitglieder außer Russland, Nor-
wegen und Island der EU angehören.  

Eine schnelle deutsch-französische 
Übereinkunft dürfte nur zu erreichen 
sein, wenn sich Sarkozy mit symboli-
schen Zugeständnissen abspeisen lässt. 
Immerhin steht er unter Zeitdruck: Die 
Einladungen zum Gründungsgipfel am 
13. und 14. Juli in Marseille hat er näm-
lich schon ausgesprochen. Ein rau-
schendes Fest und eine luftige Erklä-
rung zum Auftakt der EU-Ratsprä-
sidentschaft – aus französischer Sicht 
müsste das kein Widerspruch sein.

Schwieriges Paar: In Hannover wollten der französische Präsident und die Kanzlerin 
ihre Differenzen überwinden – ob es gelungen ist, bleibt offen. FOTO: PETER STEFFEN/DPA 

Von Johnny Erling, Peking 

Ordnung muss sein: Vorbereitungen auf den Volkskongress, der bis Mitte des Monats tagt und die Regierung per Akklamation „wählen“ wird. FOTO: ADRIAN BRADSHAW/DPA 

N
ichts geht mehr auf  der Yue-
tan-Straße am Mondtempel 
im Norden Pekings. Schuld 
ist diesmal aber nicht das oh-

nehin viel zu hohe Verkehrsaufkom-
men in der chinesischen Hauptstadt. 
Vielmehr lässt sich die Stauursache 
sehr genau ausmachen: An der Ecke 
Yuetan-Sanlihe blockieren von aus-
wärts kommende Limousinen Stra-
ßen und Bürgersteige. Funktionäre aus 
den Inlandsprovinzen stehen Schlange 
bei der „Kommission für Entwicklung 
und Reformen“, dem früheren Staats-
planungsamt.  

Der Name hat sich geändert, nach-
dem Peking im März 2003 die Staats-
planer in einem Experiment mit der 
Kommission für Strukturreformen zu-
sammenlegte. Doch an der Neugrün-
dung, die als ein Sieg der Marktwirt-
schaft über die Planwirtschaft gefeiert 
wurde, haben die Reformer keine Freu-
de gefunden. Fünf  Jahre später ist die 
Planungsbürokratie nur noch mächti-
ger geworden. Die Genehmigungs-
behörde hat bei allen Großprojekten 
das letzte Wort. „Viele halten sie für ei-
ne Miniaturausgabe des Staatsrats“, 
schreibt Wang Yukai von der Nationa-

len Verwaltungshochschule, einer der 
Wortführer für neue Strukturrefor-
men. Unnahbar wie Könige wirtschaf-
ten die Staatsplaner. Anfragen von 
Journalisten werden telefonisch gar 
nicht erst entgegengenommen: 
„Schreiben Sie ein Fax und warten Sie 
die Antwort ab“, lautet die Standard-
aufforderung. 

Dreißig Jahre nach Beginn der Wirt-
schaftsreformen hat sich zwar auf  der 
Mikroebene der Markt in China durch-
gesetzt – nicht aber bei der Regierung. 
Dort geht es bei den zentralstaatlichen 
Ministerien nach altem Muster zu. Hu 
Shuli, mutige Chefredakteurin des ein-
flussreichen finanzwirtschaftlichen Pe-
kinger Enthüllungsblatts „Cai Jing“, at-
tackiert in einem Leitartikel die Minis-
terien, in denen der „Interessenfilz nur 
so wuchert“. Der Mitarbeiterstab wer-
de aufgebläht. In manchen Ministerien 
komme es zu „übelsten Folgen der 
Korruption und Missachtung von Men-
schenrechten“. Viele Behörden seien 
nur darauf  aus, ihre Sonderbefugnisse, 
Genehmigungen zu erteilen, zu ihrem 
Nutzen zu monopolisieren.  

„Die Regierungsbehörden stehen 
noch immer im Schatten der traditio-
nellen Planwirtschaft“, schreibt auch 
das Pekinger Magazin „China 

Newsweek“ („Zhongguo Xinwen 
Zhoukan“). Überall gedeihe die Büro-
kratie in einem Umfeld lukrativer Inte-
ressen und korrumpierenden Reich-
tums. Da sei es kein Wunder, wenn im-
mer wieder Initiativen von oben zur 
Dämpfung der wirtschaftlichen Über-
hitzung, gegen die grassierende Kor-
ruption, zum Umweltschutz, zur Kon-
trolle von Arbeitssicherheit und Pro-
duktqualität scheitern.  

 
Chinas Journalisten proben den Aufstand, 
verlangen nach Transparenz, Kontrolle, 
nach Rechtssicherheit und Verantwort-
lichkeit der Behörden vor der Öffent-
lichkeit. Dass sie das offen tun können, 
ist ungewöhnlich. Aber es ist auch Kal-
kül. Hinter dem neuen Reformanlauf  
steht diesmal die Parteispitze. Sie will 
dem Vorwurf  begegnen, dass sie im-
mer weniger in der Lage sei, gesamt-
wirtschaftliche Entscheidungen im 
ganzen Land durchzusetzen.  

Ende Februar gab ein in Peking von 
Parteichef  Hu Jintao zusammengerufe-
nes Zentralkomitee grünes Licht für 
die Reform. Die Parteifunktionäre ge-
standen ein, dass die politische Ent-
wicklung nicht mehr mit der neuen so-
zialen und wirtschaftlichen Entwick-
lung Chinas übereinstimmt – mit ande-

ren Worten: dass sie so sehr hinterher-
hinkt, dass sie die Gesellschaft destabili-
sieren könnte.  

Der Bürokratieabbau ist überfällig, 
und er ist Teil der politischen Refor-
men, die die Partei bisher so fürchtete. 
Für dieses Ziel ist sie bereit, mehr Mei-
nungsfreiheit, Rufe nach Mitbestim-
mung und nach offenen, kontrollierba-
ren Strukturen zu fördern und zu tole-
rieren. Zugleich warnt sie die Öffent-
lichkeit, es mit politischen Reformen 
aber nicht zu weit zu treiben. Die Al-
leinherrschaft der Partei über China 
dürfe nicht in Frage gestellt werden. 
„Wir werden auf  keinen Fall westliche 
politische Systeme kopieren und unser 
politisches System aufgeben.“  

Kontrollierte Reformen müssen her. 
Aber wie? Auf  dem Volkskongress, der 
am Mittwoch eröffnet wurde und zwei 
Wochen dauert, soll der Startschuss zu 
einer umfassenden Strukturreform mit 
einschneidendem Bürokratieabbau fal-
len. Deren Herzstück ist das Vorhaben, 
integrierte und effiziente Regierungs-
behörden einzurichten, die im Chinesi-
schen „da bumen“, die „großen Minis-
terien“ genannt werden.  

 
Zurzeit unterstehen dem Staatsrat neben 
28 Ministerien 37 Zentralbehörden und 
Kommissionen sowie 29 Koordinati-
onsstellen. Die Supermacht USA und 
die großen EU-Staaten haben nur je-
weils 14 bis 18 Ministerien. Zu allem 
Überdruss kommen sich in China 
mehr als 80 Zentralbehörden mit ihren 
Kompetenzen und ungeregelten Be-
fugnissen ständig in die Quere, fanden 
Verwaltungsforscher heraus. So rede-
ten bei Projekten des Bauministeriums 
bis zu 24 Stellen mit.  

Nach Funktionen zusammengelegte 
Großministerien sollen nun Synergien 
bündeln, für transparente Dienstleis-
tungen für den Bürger sorgen. Ideales 
Ergebnis der Reform wäre laut Partei-
sekretär Shu Yajun von der Zhengfa-
Rechtsuniversität, aus derzeit 28 Minis-
terien 18 zu machen. Inzwischen 
schreckt Peking aber vor zu forschem 
Vorgehen wieder zurück. Der Reform-
versuch soll vorerst nur mit wenigen 
Ministerien begonnen und bis auf  das 
Jahr 2020 gestreckt werden. Im Web-
portal der Parteizeitung verteidigte 
Verwaltungsexperte Wang Yukai das 
vorsichtige Vorgehen. Im Jahr der 
Olympischen Spiele wolle die Partei 
keine Erschütterungen der Gesellschaft 
durch zu schnellen Bürokratieabbau 
riskieren. Mit der auf  zwölf  Jahre ge-
planten Langzeitreform könne zudem 
der Widerstand starker Interessengrup-
pen besser gebrochen werden. 

Es ist Chinas sechster Anlauf  zu 
Strukturreformen seit 1982, als Peking 
noch mit 100 Ministerien regierte. Von 
echten politischen Reformen zur Büro-
kratiekontrolle nach Muster demokra-
tischer Industriestaaten, die zur Gewal-
tenteilung und unabhängigen Institu-
tionen der Justiz führen, bleibt das 
Land weit entfernt. Aber der kritische 
Geist ist aus der Flasche. „Wer kontrol-
liert die künftigen Megaministerien mit 
ihrer Machtfülle?“, fragen Verwaltungs-
fachleute. Die Schanghaier Zeitung 
„Xinmin Zhoukan“ warnt vor einem 
„Jojo-Effekt“: Die Bürokratie wird „ver-
schlankt, schwillt an, wird wieder ver-
schlankt und nimmt wieder zu“. 

CHINA Transparenter soll die Regierung werden. So wird es der Volkskongress in Peking 
beschließen. Immerhin gibt es diesmal eine Debatte – in den Medien 

Reformen, aber kontrolliert 

D I E  K R O N P R I N Z E N  

Anteil an Privatwirtschaft. Aus der Zeit 
rührt eine ungewöhnliche Politikerfreund-
schaft mit Henry Paulson. Der US-Finanz-
minister, der zuvor als Chef von Goldman 
Sachs ständig in China gewesen war, 
machte bei seinem Antrittsbesuch vor 
zwei Jahren einen Abstecher zu Xi und 
lobte ihn als „aufgehenden Stern“ am Po-
lithimmel. Bevor Hu Jintao Xi nach Peking 
holte, schickte er ihn 2007 nach Schang-
hai. Dort gelang es ihm, nach dem Sturz 
des korrupten Parteichefs Chen Liangyu 
die Wogen zu glätten. Der Aufstieg war 
dem Sohn des Altrevolutionärs Xi Zhong-
xun in die Wiege gelegt. Sein Vater war 
stellvertretender Ministerpräsident, als 
der in Peking 1953 geborene Xi Jinping 
gerade sechs Jahre alt wurde. Xi erlebte 
freilich auch die dunklen Seiten der Poli-
tik. Sein Vater, dem Mao Tsetung auf-
grund einer Verleumdung misstraute, 
wurde 16 Jahre lang verfolgt – bis zu sei-
ner Rehabilitierung 1978. 
 
Li Keqiang 
Li Keqiang ist ein typischer Nachrücker 
aus der fünften Generation chinesischer 
Führer. 1955 in Anhui geboren, gehört er 
1978 zum ersten Studentenjahrgang für 
Jura und Wirtschaft nach der Kulturrevolu-
tion an der Eliteuniversität Peking. Sein 

Statt Ingenieuren 
rücken nun Aka-
demiker, Juristen 
und Ökonomen in 
die chinesische 
Führung auf. Ihr 
Berufsleben und 
ihre Erkenntnisse 
sind geprägt von 

30 Jahren Wirtschaftsreformen und prag-
matischem Handeln. Beim Volkskongress 
werden Xi Jinping und Li Keqiang in ihre 
Ämter eingesetzt. Bewähren sie sich, rü-
cken sie 2013 an die Spitze des Staates.  
 
 
Xi Jinping  
Seit der 54-Jährige im vergangenen Okto-
ber vom Parteichef Schanghais in den 
Politbüroausschuss aufgestiegen ist, hat 
er zahlreiche Schlüsselfunktionen über-
nommen: Er ist Präsident der Parteihoch-
schule, oberster politischer Aufseher über 
die Olympischen Spiele und für die Politik 
gegenüber Hongkong zuständig. Der 
pausbäckige Parteiführer, der Chemie 
studierte und in Jura promovierte, soll auf 
dem Volkskongress zum stellvertretenden 
Staatspräsidenten gewählt werden. Er 
läuft sich warm, um Nachfolger des 
Staats- und Parteichefs Hu Jintao zu wer-
den, wenn der nach zwei Amtsperioden 
2013 aufhören muss. Xis Karriere begann 
in Südchinas Küstenregionen, die gegen-
über Taiwan liegen. Er stieg vom Stadt-
funktionär in Xiamen bis zum Leiter der 
Provinz Fujian auf und lockte taiwanesi-
sche Geschäftsleute mit Milliardeninvesti-
tionen an. Als Problemlöser bewährte er 
sich, nachdem Peking den Schmugglerkö-
nig Lai Changxing (Öl, Autos, Zigaretten) 
zur Strecke gebracht hatte, was einen 
folgenschweren Skandal in der Provinz 
auslöste. Als späterer KP-Chef des ostchi-
nesischen Zeijang bewies er seine Quali-
täten als Wirtschaftsmanager in einer der 
reichsten Provinzen mit dem höchsten 

Doktorvater war der bekannte Wirt-
schaftsreformer Li Yining. Der kantig-in-
tellektuell wirkende Li soll Chinas politi-
sche Strukturreformen auf den Weg brin-
gen. Der auf dem 17. Parteitag in den Po-
litbüroausschuss aufgestiegene 53-Jährige 
soll als künftiger Stellvertreter des Minis-
terpräsidenten den Bürokratieabbau in 
den Ministerien verantworten und eine 
effiziente politische Verwaltung für die 
chinesische Marktwirtschaft aufbauen. 
Wenn er in den kommenden fünf Jahren 
die erste Stufe dieser Bewährungsprobe 
meistert, steht seiner Beförderung 2013 
zum Regierungschef des Landes nichts 
mehr im Weg. Verwaltungserfahrung hat 
Li gesammelt, seit er 1998 zum jüngsten 
Provinzleiter der Bauernprovinz Henan 
befördert wurde. Als weitere Bewäh-
rungsstation übernahm er 2004 die Füh-
rung der Provinz Liaoning, wo er sich um 
die Reform maroder Schwerindustrien und 
die Sanierung heruntergekommener 
Stadtteile verdient machte. In seiner Zeit 
als Jugend- und Studentenführer in den 
frühen Achtzigerjahren pflegte er eine 
enge Zusammenarbeit mit dem Chef 
der Jugendliga. Das sollte sich auszahlen: 
Denn der hieß damals Hu Jintao und 
steht heute an der Spitze von Staat 
und Partei. Erl.

Li Keqiang soll 2013 Ministerpräsident 
werden. FOTO: BLOOMBERG NEWS/LANDOR/PA 

Xi Jinping könnte Hu Jintao als 
Staatspräsident folgen. FOTO: EPA/DPA 
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